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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 36/10 B 
 
L 3 R 139/09 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 20 R 50/09 (SG Detmold) 
 
 
 
..............................., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Westfalen, 
Gartenstraße 194, 48147 Münster, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. April 2010 durch den  

Richter   Dr.  B e r c h t o l d    - Vorsitzender - , die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2009 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16.11.2009 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen einen Anspruch 

der Klägerin auf Ersatz von Kosten für eine Haushaltshilfe während der von ihr absolvierten 

stationären Maßnahme zur medizinischen Rehabilitation in Höhe des Verdienstausfalles ihres 

Ehemannes verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim 

Bundessozialgericht eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil der geltend gemachte Zulassungsgrund nicht ordnungsgemäß dargetan 

worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung iS von § 160 Abs 2 Nr 1 SGG, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzellfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter 

Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich 

stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das 

angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss 

mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) 

Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die 

über den Einzellfall hinaus gehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog 

Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte 

in Breitkreuz/Fichte SGG, 2009, § 160a RdNr 41). Diesen Anforderungen wird die vorliegende 

Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin hat bereits keine Rechtsfrage formuliert, der sie grundsätzliche Bedeutung bei-

misst. Ihrem Beschwerdevorbringen ist lediglich zu entnehmen, dass sie § 54 Abs 1 Neuntes 

Buch Sozialgesetzbuch für verfassungswidrig hält, weil dieser die Leistung von Haushaltshilfe 

nur für den Fall vorsehe, dass im Haushalt ein Kind lebt, welches bei Beginn der Haushaltshilfe 

das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet habe. Ein sachlicher Grund für die 

Ungleichbehandlung von Kindern vor und nach Vollendung des 12. Lebensjahres sei nicht 

ersichtlich. Die vom Gesetz vorgenommene Differenzierung gerade in dieser Altersstufe sei 

nicht gerechtfertigt und insbesondere auch mit dem Jugendschutz sowie dem schützenswerten 

Wohl eines Kindes in keinster Weise vereinbar. Die Altersgrenze sei von 8 Jahren auf jetzt 

12 Jahre angehoben worden, ohne dass es hierfür in der Kindesentwicklung liegende 
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tatsächliche Gründe zur Begrenzung bereits bei 12 Jahren gebe. Vor diesem Hintergrund 

könne die Vorschrift zwar mit der Altersgrenze gegebenenfalls Bestand haben, wenn man von 

typisierten Fallgestaltungen ausgehe. Allerdings hätte der Gesetzgeber für Fälle wie den 

vorliegenden Ausnahmeregelungen vorsehen müssen. Es ist nicht Aufgabe des 

Beschwerdegerichts, aus diesem Vorbringen der Beschwerdeführerin selbst eine Rechtsfrage 

zu formulieren, der möglicherweise grundsätzliche Bedeutung zukommen könnte (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 26, S 48). 

 

Abgesehen davon, dass die Klägerin keine Rechtsfrage formuliert hat, hat sie auch nicht die 

Klärungsbedürftigkeit des von ihr angesprochenen Problemkreises aufgezeigt. 

 

Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel 

steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt muss eine Rechtsfrage auch dann angesehen werden, wenn das 

Revisionsgericht bzw das Bundesverfassungsgericht diese zwar noch nicht ausdrücklich 

entschieden hat, jedoch schon eine oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen 

sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als 

grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17; 

s hierzu auch Fichte aaO § 160a RdNr 41 mwN). 

 

Die Klägerin hat noch nicht einmal behauptet, dass die von ihr angesprochene verfassungs-

rechtliche Problematik bisher höchstrichterlich nicht entschieden sei. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschuss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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